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Bundesweite Volksentscheide

Was macht eine vielfältige Demokra-

tie aus?

Es schälte sich die Erkenntnis heraus: 
Gute Demokratie funktioniert dann, 
wenn die drei Säulen der Demokratie, 
die repräsentative, die dialogische und 
die direkte Demokratie, einander ergän-
zen, ineinandergreifen und kombiniert 
werden. Gewählte Parlamente, einberu-
fene Bürgerräte und Volksabstimmun-
gen stärken die Demokratie, wenn sie 
sich nicht als Konkurrenten, sondern als  
Kooperationspartner verstehen. Und zwar 
gleichberechtigt nebeneinander. Jede ein-
zelne Säule trägt die Demokratie. Worin 
die eine schwach ist, da hat die andere 
ihre Stärke. Das heißt in der Praxis, dass 
die Bürger/innen nicht nur Wähler/innen 
sind, sondern zugleich auch beraten und 
entscheiden. Je nachdem, wann was ge-

gramm. Wohin führt dieser Vorstoß? Wer 
nimmt an diesem Format teil? Lohnt es 
sich, hier Zeit und Arbeit zu investieren? 
Wird es die direkte Demokratie und die 
Bürgerbeteiligung im Land voranbringen? 

Wir tasteten ab und fühlten vor. Erste,  
zunächst kontroverse Diskussionen in 
zahlreichen, gut vorbereiteten Treffen und 
Sitzungen. Wir drei Verfechter/innen der 
direkten Demokratie erlebten uns anfangs 
als die Exoten. Aber irgendwann wurde 
uns klar: Wir schmieden tatsächlich alle 
am gleichen Eisen. Zu erleben, dass wir 
nicht allein unterwegs waren, tat uns gut. 
Jede/r brachte die eigenen Erfahrungen 
ein: die Politik aus den Parlamenten, die 
Verwaltung aus der Umsetzung und wir 
aus der Bürgerbegehrensberatung. Man 
nahm uns ernst und unsere Expertise 
dankbar auf.

Da saßen wir nun, zwischen Ministe-
rialbeamten, Staatssekretärinnen, Bür-
germeistern, Verwaltungsfachleuten und 
Politikerinnen: in der Allianz Vielfältige 
Demokratie. Zusammen mit insgesamt 
etwa 120 Menschen aus Politik, Verwal-
tung und Zivilgesellschaft hatte die Ber-
telsmann Stiftung auch uns eingeladen: 
Claudine Nierth, Susanne Socher und 
Daniel Schily von Mehr Demokratie*. 
Zwei Jahre lang sollten wir alle zusam-
menarbeiten, überlegen, diskutieren und 
Vorschläge erarbeiten, wie die vielfältige 
Demokratie in Deutschland funktioniert. 

Bei der Auftaktveranstaltung im 
Herbst 2015 stand zunächst ein vorsich-
tiges gegenseitiges Beäugen auf dem Pro-

Mehr Demokratie 
in der Allianz 
vielfältige 
Demokratie

Auf der Suche nach neuen Kooperationsmöglichkeiten zwischen 

direkter Demokratie, Parlament und Bürgerbeteiligung.

von Susanne Socher und Claudine Nierth

* Für Nachfragen: Ein Honorar gab es 
für unser Mitwirken nicht. 
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ist zu fast jedem Zeitpunkt möglich und 
sinnvoll. So kann beispielsweise vor einem 
Bürgerentscheid ein Dialogverfahren hilf-
reich sein, um den Inhalt der Abstimmung 
genauer zu definieren. Oder das Ergebnis 
eines Dialogverfahrens macht einen Bür-
gerentscheid überflüssig, weil das Parla-
ment die Empfehlung übernimmt. Auch im 
Anschluss an eine erfolgreiche Initiative 
oder ein Bürgerbegehren kann ein Dialog 
einberufen werden, um eine weitere Alter-
native zu entwickeln und mit zur Abstim-
mung zu stellen, um so eine Kontroverse 
zu entschärfen.

Außerdem helfen Dialogformate, die 
Diskussionen vor einer Abstimmung zu 
strukturieren. Sie lassen Informationen 
besser fließen und regen alle Seiten dazu 
an, sich verständlich und umfassend zu 
erklären. Nach einem Bürgerentscheid 

Beteiligungsverfahren von den gewählten 
Vertreter/innen beauftragt und eingesetzt, 
meistens mit dem Ziel, die Bürger/innen 
über ein Vorhaben zu informieren oder sie 
beraten zu lassen. Die Ergebnisse fließen 
dann im Idealfall in die parlamentarischen 
Entscheidungen oder in die Verwaltungs-
arbeit mit ein. Auf der anderen Seite steht 
die direkte Demokratie. Sie kann Prozes-
se anregen, indem die Bürger/innen selbst 
Themen durch Bürgerbegehren auf die 
Agenda setzen, oder Beschlüsse der Par-
lamente per Entscheid infrage stellen. 

Wie gelingt ein Zusammenspiel die-

ser Verfahren?

An uns wurde die Frage gestellt: Wie 
können Dialogverfahren mit direktdemo-
kratischen Verfahren sinnvoll verknüpft 
werden? Herausgearbeitet haben wir: Das 

braucht wird. Das ist der Ausdruck ihrer 
Souveränität.

In der Abschlussveranstaltung im 
Januar 2018, nach zweijähriger Arbeit, 
brachte es Gisela Erler, Staatsrätin für Zi-
vilgesellschaft und Bürgerbeteiligung aus 
Baden-Württemberg, so auf den Punkt: 

„Wer in Politik und Verwaltung 
die Bürger/innen nicht beteiligt 
aus Angst, schlafende Hunde zu 
wecken, der täuscht sich. Denn 
gerade, wenn man sie nicht betei-
ligt, dann wird der Hund wach 
und dann beißt er auch.“

Was in der Zusammenfassung klar er-
scheint, bedurfte im gesamten Prozess 
einiger Diskussion – zum Beispiel das 
Verhältnis von direkter Demokratie und 
Bürgerbeteiligung. In der Regel wird ein 

Zwei Jahre lang diskutierten 120 Menschen aus Politik, Verwaltung und Zivilgesellschaft darüber, wie sich die Demokratie festigen und 

beleben lässt. Foto: Thomas Kunsch
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Vielfältige Demokratie auch auf 

Bundesebene!

Am Ende der Zusammenarbeit stand die 
klare Forderung im Raum: Bürgerbetei-
ligung und direkte Demokratie brauchen 
wir auch auf Bundesebene als Ergänzung 
zur parlamentarischen Demokratie. Und 
klar, am besten miteinander verknüpft!

Unser Fazit: Die zweijährige Mitarbeit 
in der Allianz Vielfältige Demokratie hat 
sich gelohnt. Die Bertelsmann Stiftung 
hat eine ganze Reihe interessanter Bro-
schüren aus unserer Arbeit erstellt und 
damit die Akzeptanz von Bürgerbetei-
ligung und direkter Demokratie in der 
Breite gestärkt. Wir haben uns gut ver-
netzt, zahlreiche neue Kontakte geknüpft, 
Berührungsängste und Vorurteile auf al-
len Seiten abgebaut und vor allem unsere 
Expertise einfließen lassen. Sogar eine 
Einladung zum Bundespräsidenten kam 
auf diesem Wege in’s Haus.

All dies gelang uns, weil wir vielen 
Menschen – auch Skeptiker/innen direkter 
Demokratie – persönlich begegnen und 
einen offenen Austausch pflegen konnten. 
Jetzt geht es darum, die Erkenntnisse zu 
verbreiten und schließlich anzuwenden. 
Denn je mehr sich die drei Säulen der De-
mokratie verbinden, desto umfassender 
sind die Lösungen und größer die Zufrie-
denheit aller Beteiligten. /

zu hoch ist, wären die Bemühungen um-
sonst gewesen. Das erzeugt Frust. Auch 
muss das Parlament entscheiden dürfen, 
eine bestimmte Frage an die Bürger/innen 
zu delegieren oder selbst eine Alternativ-
vorlage zu beschließen. Diese Alternativ-
vorlage kann – wie oben beschrieben – in 
einem Dialogverfahren erarbeitet wor-
den sein. Stehen mehrere Vorlagen zur 
Abstimmung, sollte die Verwaltung eine 
neutrale Stichfrage formulieren, so wie es 
in Bayern schon üblich ist.

Im Optimalfall werden die Ergebnisse 
und die zur Abstimmung stehenden Fra-
gen in einer Informationsbroschüre trans-
parent und nachvollziehbar dargestellt. 
Nur mit einer umfassenden Information 
können am Ende auch gute Entscheidun-
gen gefällt werden.

Nicht zu vernachlässigen sind auch 
Transparenz und Flexibilität. Je frühzei-
tiger die Menschen wissen, dass zu einer 
bestimmten Frage ein Dialogverfahren, 
ein direktdemokratisches Verfahren oder 
eine Kombination aus beidem erwogen 
wird, desto besser. Dann kommunizieren 
Bürger/innen und ihre Vertreter/innen 
und die Verwaltung eher auf Augenhöhe.

kann ein Dialogverfahren Details der Um-
setzung planen und gestalten. Schließlich 
kann auch mit einem direktdemokrati-
schen Verfahren die Durchführung eines 
Dialogverfahrens gefordert werden.

Das alles kann wunderbar funktio-
nieren – gewisse Rahmenbedingungen 
vorausgesetzt. Das sind zum einen gute 
gesetzliche Grundlagen und zum anderen 
eine positive Grundhaltung der Beteilig-
ten: Nur wer davon überzeugt ist, dass 
Lösungen und Entscheidungen besser 
werden, wenn die Menschen beteiligt sind, 
kann dialogische wie direktdemokratische 
Verfahren erfolgreich durchführen. Wer je-
doch misstraut und meint, es besser als die 
anderen zu wissen, wird enttäuscht. Arglist 
und Missgunst belasten oder verhindern 
gar demokratische Prozesse. 

Rechtlich müssen diese Prozesse fair 
geregelt sein: möglichst viele Themen 
müssen für Volksabstimmungen zuge-
lassen, Beteiligungssatzungen oder –leit-
fäden klar formuliert und rechtlich ver-
ankert sein. Dazu braucht es moderate 
Quoren, die auch realistisch sind. Denn 
wenn über das Thema am Ende nicht ent-
schieden werden kann, weil das Quorum 

Susanne Socher

Bürgerbegehrensberaterin, 

Geschäftsführerin von Mehr 

Demokratie Bayern.

Claudine Nierth

Bundesvorstandssprecherin von 

Mehr Demokratie.
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Susanne Socher, Bundespräsident Frank-Walter Steinmeier, Daniel Schily und 

Claudine Nierth (v.l.n.r.)


